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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache — Az. 8/61 — des 
Kurt Erlebach, Hamburg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deutschen 
Bundestag vom 17. September 1962 im Wahlkreis 21 
(Hamburg VII) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner 

Sitzung am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1 . Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 
4. Oktober 1961 durch seine Bevollmächtigten, 
Rechtsanwälte Dres. Wessig, Döring und Rechts- 
anwältin Gersdorf-Wessig, Hamburg, Einspruch 
eingelegt und begründet. 

Er trägt vor, 

er sei in unzulässiger Weise an der Ausübung 
seines passiven Wahlrechts gehindert worden. 
Der Einspruchsführer war früher KPD-Bürger- 
schaftsabgeordneter in Hamburg. 

Er behauptet, 

er habe sich als Einzelbewerber für die Bundes- 
tagswahl 1961 im Wahlkreis 21 (Hamburg VII) 
beworben. Dazu habe er einen Kreiswahlvor- 
schlag eingereicht, der ordnungsgemäß von 200 
Wahlberechtigten unterschrieben worden sei. 
Der Vorschlag sei gemäß § 27 des Bundeswahl- 
gesetzes (BWG) an den zuständigen Kreiswahl- 
ausschuß gegangen. 

Mit Beschluß vom 26. August 1961 habe der 
Kreiswahlausschuß den Antrag des Antragstel- 
lers abgelehnt. Die Entscheidung sei mündlich 
erfolgt. 

Zur Begründung sei ausgeführt worden, die KPD 
sei durch Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 17. August 1956 als verfassungswidrig er- 
klärt worden. Die „Bekennung des Kreiswahlvor- 
schlages zum Kommunismus“ zeige, daß der 
Wahlbewerber — ein ehemaliger aus der Zeit 
vor dem KPD-Verbot bekannter kommunistischer 
Spitzenfunktionär — bezwecke, seine für ver- 
fassungswidrig erklärte politische Tätigkeit als 
Kommunist fortzusetzen. Diese Absicht sei ver- 
fassungswidrig und der Kreiswahlvorschlag da- 
her als verfassungswidrig abzulehnen. 

Gegen diese Entscheidung habe Herr Albert 
Badtke in seiner Eigenschaft als Vertrauensmann 
für den Kreiswahlvorschlag Kennwort „Kommu- 
nist" mit Schreiben vom 26. August 1961 Be- 
schwerde eingelegt und zur Begründung aus- 
geführt: 

Mit dem genannten Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts sei lediglich die KPD als Organi- 
sation verboten, die kommunistische Gesinnung 
jedoch nicht als verfassungswidrig erklärt wor- 
den. Durch das Urteil werde dem einzelnen Kom- 
munisten nicht das aktive und passive Wahlrecht 
abgesprochen. Aus dem bisherigen Auftreten 


des Einspruchsführers während des Wahlkamp- 
fes sei nicht zu entnehmen, daß er verfassungs- 
widrige Ziele verfolge. 

Eine Billigung des von der Mehrheit des Kreis- 
wahlausschusses eingenommenen Standpunktes 
bedeute in der Konseguenz die Einschränkung der 
nach dem Grundgesetz verfassungsmäßig garan- 
tierten Rechte für den eingereichten Wahlvor- 
schlag. 

Die Beschwerde sei gemäß § 27 Abs. 2 BWG vom 
Landeswahlausschuß in der Sitzung vom 29. Au- 
gust 1961 verworfen worden. Zur Begründung 
habe sich der Vorsitzende des Landeswahlaus- 
schusses auf die Entscheidung des Kreiswahl- 
ausschusses berufen. 

Der Einspruchsführer sei 39 Jahre alt, habe also 
einen Anspruch darauf, als Kandidat zum Bun- 
destag zugelassen zu werden, wenn sein Antrag 
von 200 Wahlberechtigten unterstützt werde. 
Weder die negativen Voraussetzungen des § 13 
noch die des § 16 BWG seien beim Einspruchs- 
führer gegeben. Der Kreis- bzw. Landeswahlaus- 
schuß berufe sich auch lediglich auf die angeb- 
liche Absicht des Einspruchsführers „seine für 
verfassungswidrig erklärte politische Tätigkeit 
als Kommunist fortzusetzen". 

Der Einspruchsführer vertritt die Auffassung, der 
vom Kreis- bzw. Landeswahlausschuß vertretene 
Standpunkt sei rechtlich nicht haltbar. Durch die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts sei 
lediglich die KPD verboten worden, in dem Ur- 
teil sei aber auch festgestellt worden, daß die 
kommunistische Weltanschauung nicht unter die- 
ses Verbot falle. Diese habe das Bundesverfas- 
sungsgericht auch gar nicht verbieten können, es 
habe sich lediglich auf ein Verbot der Organisa- 
tion und der Nachfolgeorganisationen beschrän- 
ken müssen. Er sei jedoch als Einzelbewerber 
keine Organisation, sondern eine alleinstehende 
Persönlichkeit, deren politische Anschauung 
durch das Bundesverfassungsgericht keineswegs 
verboten sei. Der Standpunkt des Kreis- bzw. 
Landeswahlausschusses widerspreche dem Grund- 
gesetz, besonders dem Artikel 3 Abs. 3 GG. Nur 
eine organisatorische politische Tätigkeit im 
kommunistischen Sinne könne verboten werden. 
Er habe im übrigen das Recht, seine politische 
Anschauung auszudrücken wo und wann er 
wolle, soweit er nicht gegen die Bestimmungen 
des Strafgesetzbuches verstoße. Das jedoch habe 
er nicht getan und beabsichtige es auch nicht zu 
tun. Er stehe für sich allein und wolle weder die 
KPD wieder ins Leben rufen, noch eine Nach- 
folgeorganisation gründen. 

Er beantragt, die Wahl zum 4. Deutschen Bun- 
destag vom 17. September 1961 im Wahlkreis 21 
(Hamburg VII) für ungültig zu erklären. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß, hat den Einspruch in 
öffentlicher mündlicher Verhandlung behandelt, 
zu der der Einspruchsführer und der Bevoll- 
mächtigte Rechtsanwalt Dr. Wessing, Vertreter 
des Bundesministers des Innern sowie der zu- 
ständige Landeswahlleiter erschienen waren. 
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Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und begründet wor- 
den. Er ist zwar zulässig, aber nicht begründet. 

Der Einspruchsführer besitzt zwar das passive Wahl- 
recht gemäß § 16 des Bundeswahlgesetzes (BWG), 
sein Einspruch ist dennoch nicht begründet. 

Der Einspruchsführer hat seinen Kreiswahlvorschlag 
unter dem Kennwort „Kommunist" eingereicht und 
wurde aus diesem Grunde vom Kreis- und Landes- 
wahlausschuß nicht zugelassen. Der Einspruchs- 
führer macht geltend, das Bundeswahlgesetz lasse 
eine Zurückweisung der Kreiswahlvorschläge nur 
aus den in § 27 BWG genannten Gründen zu. Dieser 
Rechtsauffassung kann nicht gefolgt werden, da ge- 
mäß § 31 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes die 
Verfassungsorgane des Bundes und der Länder so- 
wie alle Gerichte und Behörden an die Entscheidun- 
gen des Bundesverfassungsgerichts gebunden sind. 
In ihren Entscheidungen haben sich der Kreis- und 
Landeswahlausschuß auf die Entscheidungen des so- 
genannten KPD-Urteils (Bd. 5, S. 85 ff.) berufen. Die- 
ses Berufen ist unanfechtbar, soweit der Nachweis 
geführt werden kann, daß der Einspruchsführer ge- 
gen diese Entscheidung verstößt. 

Mit dem Urteil ist zwar weder die kommunistische 
Gesinnung noch das Bekenntnis des einzelnen zum 
Kommunismus untersagt worden. Daraus kann je- 
doch nicht gefolgert werden, daß das Auftreten 
eines Einzelbewerbers unter dem Kennwort „Kom- 
munist" nicht bereits vom Verbot des Bundesverfas- 
sungsgerichtsurteils mit umfaßt ist. Die Anführung 
des Kennwortes „Kommunist" und die frühere Zu- 
gehörigkeit des Einspruchsführers zur verbotenen 
kommunistischen Partei lassen jedoch auf eine Fort- 
setzung der verbotenen Tätigkeit schließen. Der 
Nachweis einer verbotenen Tätigkeit wird jedoch 
im Einzelfalle nur durch sorgfältige Ermittlungen 
der tatsächlichen Hintergründe erbracht werden 
können. 

Der Ausschuß glaubte jedoch, auf die angebotenen 
Beweise verzichten zu können, da die Zulassung des 
Einspruchsführers zur Bundestagswahl auf die Man- 
datsverteilung im Bundestag ohne Einfluß geblieben 
wäre. 

Der Einspruchsführer hat sich im Wahlkreis 21 — 
Hamburg VII — um ein Direktmandat beworben. 
Aus dem von ihm selbst gewählten Kennwort 
„Kommunist" und aus seiner Anzeige in der Zeit- 
schrift „Blinkfüer" vom 23. Juni 1961, in der es 
heißt: 

„öffentliche Versammlung: 

, Warum braucht Deutschland einen Friedens- 
vertrag?' Es spricht Kurt Erlebach, ehemaliges 
Mitglied der Hamburger Bürgerschaft, kommu- 
nistischer Wahlkreiskandidat im Wahlkreis 21, 
am Dienstag, den 27. 6. 1961" . . . 
ist ersichtlich, daß er sich an einen bestimmten, eng 
begrenzten Personenkreis wenden wollte, der vor 
dem Verbot der KPD diese bzw. deren Ideen unter- 
stützt hat. Der Kreis der präsumtiven KPD-Wähler 
ist aber, wie die amtlichen Wahlergebnisse der Bun- 
destags- und Landtagswahlen bereits vor dem Ver- 
bot der KPD zeigen, erheblich, teilweise bis zur 
Bedeutungslosigkeit zusammengeschrumpft. So zei- 


gen die Bundestagswahlergebnisse von 1949 und 
1953 folgende Wählerstimmen für die KPD im Wahl- 
kreis 21 (Hamburg VII): 

1949 

11 942 - 10,6 v. H. 

1953 

6220 = 4,8 v.H. (Zweitstimmen). 

Bei diesen geringen, für die KPD abgegebenen Stim- 
men ist weiter zu berücksichtigen, daß im betrof- 
fenen Wahlkreis bei der Bundestagswahl 1961 erst- 
mals die Deutsche Friedensunion (DFU) als Partei 
auftrat und sowohl für die Erst- als auch für die 
Zweitstimmen geworben hat und an Erststimmen 
nur 6084 und an Zweitstimmen 6100 = 4 v. H. auf 
sich vereinigen konnte. Daraus folgt aber, daß der 
Einspruchsführer überhaupt keine Aussicht auf Er- 
ringung eines Direktmandats hatte. Dies muß um 
so mehr gelten, als nicht zu erwarten war, daß er 
mehr Stimmen auf sich vereinigt hätte als der Kan- 
didat der DFU, die nach einem Aufruf der SED an 
ihre Gesinnungsfreunde in der Bundesrepublik, so- 
weit kein Kommunist als Einzelbewerber auftreten 
könne, unterstützt werden sollte. 

An diesem Ergebnis würde sich auch dann nichts 
geändert haben, wenn der Einspruchsführer ausrei- 
chende Möglichkeiten zur Propagierung seiner Kan- 
didatur gehabt hätte, denn die aus den verschie- 
denen Wahlen in Bund, Ländern und Kommunen 
ersichtliche Tendenz eines kontinuierlichen Stim- 
menrückgangs für kommunistische Bewerber, die be- 
reits vor dem Verbot der KPD zu erkennen war, 
als die kommunistischen Bewerber noch ausrei- 
chende Propagierungsmöglichkeiten hatten — vgl. 
u. a. oben genannte Ergebnisse in dem betroffenen 
Wahlkreis — , rechtfertigt die Annahme, daß der 
Einspruchsführer unter keinen Umständen mehr 
Stimmen auf sich vereinigt hätte, als der aufgetre- 
tene Kandidat der DFU. 

Seine Zulassung zur Bundestagswahl hätte bezüg- 
lich der Direktmandate also keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung ausüben können. 

Auch bezüglich der Zweitstimmen hätte seine Zulas- 
sung keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung im 
Bundestag gehabt, da er als Einzelkandidat nicht 
um die Zweitstimmen werben konnte. 

Da es aber ausschließlich Aufgabe des Wahlprü- 
fungsverfahrens ist, die ordnungsgemäße Zusam- 
mensetzung des Bundestages zu gewährleisten, kann 
es dahingestellt bleiben, ob die Nichtzulassung des 
Einspruchsführers gerechtfertigt war. Denn auch die- 
ser eventuelle Wahlfehler hätte das Ergebnis der 
Bundestagswahl weder bezüglich der Erst- noch der 
Zweitstimmen beeinflussen können. 

Der Einspruch war daher zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht binnen 
einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter 
den im § 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
angegebenen Voraussetzungen möglich. 
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